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Mongolei will Ökostaat werden
Energie Die Mongolei will 
ihre Ökobilanz aufpolieren. 
Statt vom Bergbau soll das 
Land künftig dank Sonnen- 
und Windenergie reich wer-
den. Das ist denn auch Thema 
der kommenden Wahlen.

Felix Lee, Peking
wirtschaft@luzernerzeitung.ch 

Das weiche Gras liegt wie ein Flaum 
über der Steppenlandschaft von Hustai, 
einem von insgesamt 48 Nationalparks 
in der Mongolei, rund 150 Kilometer 
südwestlich der Hauptstadt Ulan-Bator. 
Noch blühen an dieser Stelle die gelben 
Steppenblumen. Es duftet nach Laven-
del. Schafe grasen am Wegesrand. Doch 
nur einige hundert Meter weiter er-
streckt sich im Horizont eine mächtige 
ockerfarbene Sanddüne. «Noch vor fünf 
Jahren war die Wüste Hunderte von 
Kilometern entfernt», erzählt der Hirte 
Tsenddmor Sharavorji. Nun drohe sie 
den Nationalpark zu verschlingen. 

Die Mongolei ist zwar einer der am 
dünnsten besiedelten Staaten der Welt. 
Und der Blick über die scheinbar end-
lose Steppe erweckt den Eindruck der 
unberührten Natur. Doch der Schein 
trügt. Permafrostböden tauen, die Was-
serquellen versiegen. Vor allem aber 
breiten sich die Wüsten in rasanter 
Geschwindigkeit aus. Kaum ein Land 
auf der Welt ist bereits so unmittelbar 
vom menschenverursachten Klimawan-
del betroffen wie die Mongolei. 

Wüste Gobi dehnt sich aus
Schon jetzt ist der mittlere Tempera-

turanstieg in dem Steppenland dreimal 
so hoch wie im weltweiten Durchschnitt. 
Im Süden der Mongolei dehnt sich die 
Wüste Gobi immer weiter aus. Im Nor-
den des Landes lichten sich die einst 
dichten Taigawälder und versteppen. 
Hinzu kommen unvorhergesehen harte 
Wintermonate mit Tiefsttemperaturen 
von minus 50 Grad. Allein in diesem 
Jahr ist den Nomaden rund ein Viertel 
ihres Viehbestands erfroren. Dabei wa-
ren die mongolischen Hirten einst be-
kannt für ihre präzisen Wetterprogno-
sen. Dies sei nun nicht mehr möglich, 
sagt Hirte Sharavorji. «Das Wetter ist 
nicht mehr berechenbar.»

Am Mittwoch wird in dem rund 2,8 
Millionen Einwohner zählenden Land 
ein neuer Präsident gewählt. Obwohl in 
weiten Teilen der Bevölkerung noch 

immer grosse Armut herrscht, haben 
sich sämtliche Kandidaten nicht die 
soziale Frage, sondern den Umwelt-
schutz auf die Fahne geschrieben. 

Denn das bisherige Leben der mon-
golischen Nomaden, die noch immer 
rund ein Drittel des Landes ausmachen 
und vor allem von Viehwirtschaft leben, 
steht in Gefahr. Wie seit Jahrtausenden 
ziehen sie mit ihren Tieren durchs Land, 
immer auf der Suche nach Wasser und 
Futter für ihre Kühe, Pferde, Kamele und 
Ziegen. Der Klimawandel bedroht ihren 
Lebensraum und setzt ihren Herden zu. 

Umweltpolitik ist en vogue 
Besonders gute Chancen werden er-

neut dem amtierenden Präsidenten El-
begdorj Tsahia von der Demokratischen 
Partei zugesprochen. Der gerade einmal 
50-Jährige hatte gleich zu Beginn seiner 
Amtszeit vor vier Jahren zum Ziel ge-
setzt, die Mongolei zum ersten Ökostaat 
unter den Entwicklungsländern zu ma-
chen. Bereits in wenigen Jahren soll der 
zentralasiatische Staat Nettoexporteur 
von regenerativer Energie werden. Son-

ne und Wind gebe es in der mongoli-
schen Steppe zur Genüge, lautete seine 
Logik. Deren Energie müsse nur er-
schlossen werden. 

Seine Gegenkandidaten haben die 
Umweltpolitik ebenfalls für sich ent-
deckt. Vor allem Tsahias ärgster Kon-
kurrent, Badmaanyambuugiin Bat-Erde-
ne von der Volkspartei, ein über die 
Landesgrenzen bekannter ehemaliger 
Ringkämpfer, versucht den amtierenden 
Präsidenten im Umweltschutz zu über-
bieten. Nicht erst in einigen Jahren, 
sondern so schnell wie möglich sollen 
weitere Windparks gebaut, gigantische 
Solaranlagen aufgestellt und die ent-
sprechenden Stromtrassen gelegt wer-
den, fordert Bat-Erdene. Er sieht die 
Mongolei bereits auf einer Stufe mit den 
reichen Golfstaaten – statt Öl soll sein 
Land Wind- und Sonnenkraft ausführen. 

Veraltete Sowjetinfrastruktur
Das ist aber kein leichtes Unterfangen. 

Stromleitungen stammen noch aus So-
wjetzeiten. Vor allem die Strassen in der 
Mongolei sind in einem miserablen 

Zustand. Bereits ausserhalb der Haupt-
stadt Ulan-Bator gibt es nur noch wenig 
geteerte Strassen. 40 Tage hätten seine 
Mitarbeiter gebraucht, die grossen Ro-
toren aus dem benachbarten China für 
die Windräder über die Steppe zu trans-
portieren, berichtet der Bremer Inge-
nieur Joeran Bluethe. Er arbeitet für das 
Firmenkonsortium Clean Energy, das 
den ersten Windpark in der Mongolei 
betreibt. Ein Grossteil des Landes sei 
verkehrstechnisch gar noch nicht er-
schlossen. 

Bergbau nach wie vor dominant
Ein weiteres Problem stellt der Berg-

bau dar. Der Abbau von Gold, Kupfer 
und Steinkohle hat sich inzwischen zur 
wichtigsten Einnahmequelle der Mon-
golei entwickelt und in den vergangenen 
Jahren dafür gesorgt, dass die Wirtschaft 
zweistellig wuchs. Vor allem das Gold-
schürfen, bei dem häufig giftiges Queck-
silber verwendet wird, hat ganze Flüsse 
und Landstriche verseucht. Diese In-
dustrie steht dem Aufstieg der Mongo-
lei zu einer Ökonation im Wege. 

Ein Alleingang der Schweiz endet im Bankrott

Im Zusammenhang mit der unend-
lichen Geschichte um Steuerhin-
terziehung und den Aktivitäten von 
Finanzplätzen müsste man  beim 

letzten Hahn im Hühnerhof Schweiz 
angekommen sein – (das Bild habe ich 
von einem sehr erfahrenen Kollegen; 
er hat mir diesbezüglich zutreffend 
geschrieben, dass ihn die Schweiz 
gegenwärtig mehr an einen Hühnerhof 
als an eine geordnete Wertegemein-
schaft erinnere): Ein Alleingang der 
Schweiz unter dem Titel Weissgeldstra-
tegie endet im Bankrott. Man kann 
nämlich alle Dilemma-Situationen so 
erledigen, dass man einen exzellenten 
Ruf hat, aber nichts mehr zu beissen, 
während die andern schlemmen.

Das heisst: All das klappt nur, wenn 
es – so nennt man die gleich langen 
Spiesse in der Business-Sprache – ein 
«level playing field» gibt. Das gilt nicht 
nur hier. Damit ethisch-moralische 
Dimensionen nicht bloss vordergrün-
dig und leicht gesagt eine Rolle spie-
len, müssen sie für alle gelten und 
bei allen durchgesetzt werden. Es 
wird heute wohl kaum jemand sagen, 
er sei dagegen – auch wenn er nicht 
dafür ist.

Können Sie sich noch an den Be-
such von Wirtschaftsbundesrat Johann 
Schneider-Ammann in Kasachstan er-
innern? Für ihn stand bei seinem 
Besuch ein Freihandelsabkommen im 

Fokus. Angesprochen auf Geldwäsche-
rei, Korruption, kriminelle Organisatio-
nen (im Zusammenhang mit politisch 
exponierten Personen) und den langen 
Arm des dortigen Regimes, welche 
beispielsweise die Justiz in Genf be-
schäftigen, brachte der Bundesrat in 
einem Interview mit der Sendung 
«Rundschau» unter Hinweis auf die in 

der Schweiz (nicht in Kasachstan) herr-
schende Gewaltentrennung vor, dass 
die politische Zusammenarbeit durch 
diese Fälle nicht gestört werden dürfe.

Kurz gesagt: Er zeigte eine Denk-
weise, die das eine vom andern trennt, 
und enthielt sich einer Würdigung des 
Systems. Das gleiche würde wohl in 
Aserbeidschan der Fall sein, wo die 
Schweiz und die Europäische Union als 
Konkurrenten auftreten im Wettbewerb 
um einen grossen Erdgaspipeline-Auf-
trag. Das bedeutet nichts anderes, als 
dass Machthaber so lange Akzeptanz 
geniessen, als Aufträge für die Wirt-
schaft herausschauen und der Bundes-
rat nichts anderes sagt. Nun ist das 
Ganze aber insofern nicht wider-
spruchsfrei, als von den Banken in der 
Schweiz diesbezüglich ganz andere 
Verhaltensweisen erwartet werden: Sie 
haben eine politische und letztlich 
juristisch-wirtschaftliche Wertung vor-
zunehmen. Sie sind und werden es 
auch bleiben «ein Teil unserer Wirt-
schaft» (mit diesem Slogan übrigens 
haben sie die Bankeninitiative 1984 
erfolgreich bekämpft). 

Die Schweiz hat als erstes Land 
überhaupt bereits 1998 konkrete Regeln 
für die Banken über den Umgang mit 
Vermögenswerten von politisch ex-
ponierten Personen eingeführt und in 
der Folge weiterentwickelt. Banken dür-
fen keine Gelder entgegennehmen, die 

aus Korruption oder dem Missbrauch 
öffentlicher Kassen stammen.

Der Begriff «politisch exponierte Per-
son» (PEP) ist definiert. Als PEP werden 
Personen bezeichnet: 

"" mit prominenten öffentlichen Funk-
tionen im Ausland (wie «Staats- und 
Regierungschefinnen und -chefs, hohe 
Politikerinnen und Politiker auf natio-
naler Ebene, hohe Funktionärinnen 
und Funktionäre in Verwaltung, Justiz, 
Militär und Parteien auf nationaler 
Ebene, die obersten Organe staatlicher 
Unternehmen von nationaler Bedeu-
tung») sowie 

"" «Unternehmen und Personen, die 
den genannten Personen aus familiä-
ren, persönlichen oder geschäftlichen 
Gründen erkennbar nahe stehen».

Was ist nun aber, wenn solche Poten-
taten in die Staatskasse greifen und 
Luxuslimousinen en masse bestellen? 
Was ist, wenn der Gesundheitsminister 
eines Landes, dessen Spitäler wir alle 
lieber nicht aufsuchen möchten, statt 
der Sanierung eines wichtigen Spitals 
für eine Million Dollar solche Wagen 
für seine Entourage und seine Familien-
mitglieder bestellt – selbstverständlich 
zu Lasten öffentlicher Kassen?

Was ich damit sagen will ist nicht, 
dass die Banken nicht hinschauen 
müssten. Deren Pflichten sind um-
schrieben, und sie sind einzuhalten. 
Aber man muss sich Rechenschaft 
darüber abgeben, dass es in der Wirt-
schaft viele Akteure gibt, die viel Geld 
an korrupten und die öffentlichen Kas-
sen plündernden, politisch exponierten 
Personen verdienen. Was ist der Unter-
schied, ob ein Unternehmen mit einem 
Stern auf der Kühlerhaube oder eines 
mit Schlüsseln im Logo dieses Geld 
entgegennimmt – der Unrechtsgehalt 
im untechnischen Sinne scheint mir 
nicht anders zu sein. Auf den Punkt 
gebracht hat es ein französischer An-
waltskollege: «Eine Villa in Paris be-
deutet ein Krankenhaus weniger in 
Afrika.» 

Man sieht also: das alles ist nicht 
stringent durchdacht und nicht frei von 
Opportunismus ist.

Monika Roth

HINWEIS
Monika Roth (61) ist Professorin für 
Compliance und Finanzmarktrecht an der 
Hochschule Luzern – Wirtschaft und Studienleite-
rin am Institut für Finanzdienstleistungen Zug 
(IFZ). Monika Roth ist Autorin mehrerer 
Fachbücher aus den Bereichen Compliance und 
Vermögensverwaltung. Ihr Buch «Das Dreiecks-
verhältnis Kunde-Bank-Vermögensverwalter» ist 
vor kurzem in der zweiten überarbeiteten Auflage 
im Dike-Verlag erschienen.

AuSSICHTEn

Die EU kann  
sich nicht einigen 
Bankenunion sda. Die 27 EU-
Staaten sind sich noch nicht einig 
über neue Regeln für die Abwicklung 
maroder Banken. Die am Freitag-
morgen aufgenommenen Verhand-
lungen in Luxemburg scheiterten 
nach 19 Stunden am frühen Samstag-
morgen. Am Mittwoch wollen die 
Minister einen neuen Anlauf nehmen.

Die Richtlinie zur Bankenabwick-
lung ist eine wichtige Säule für die 
europäische Bankenunion, mit der 
verhindert werden soll, dass die 
Schieflage maroder Finanzinstitute 
– wie etwa in Irland, Spanien und 
Zypern – Staaten in Schwierigkeiten 
bringt und die Steuerzahler belastet.

Schutz für Kleinsparer
Unter Abwicklung versteht man 

entweder eine Schliessung oder die 
erhebliche Verkleinerung einer Bank. 
Alle EU-Länder sollen nationale Kri-
senfonds aufbauen, in die die Banken 
selbst einzahlen müssen. Aus diesen 
Töpfen sollen dann die Kosten der 
Abwicklung bestritten werden. Für 
den Aufbau nationaler Fonds sollen 
die EU-Staaten zehn Jahre Zeit be-
kommen.

Zweiter wichtiger Bestandteil ist die 
sogenannte Haftungshierarchie, die 
festlegt, in welcher Reihenfolge und 
in welchem Umfang bei Bankenplei-
ten Inhaber, Gläubiger und auch 
Sparer an den Kosten beteiligt wer-
den. Nicht zur Kasse gebeten werden 
sollen bei Bankenpleiten Sparer mit 
Guthaben unter 100 000 Euro.

Konfusion bei Pleite verhindern
Durch die Haftungshierarchie soll 

vermieden werden, dass wie im Fall 
der Beinahe-Pleite Zyperns Konfusion 
darüber herrscht, ob und welche In-
vestoren zur Kasse gebeten werden, 
wenn eine Bank in Schieflage gerät. 
Besonders knifflig ist laut EU-Diplo-
maten, die für alle 27 EU-Mitglieder 
geltende Richtlinie mit den Bestim-
mungen des ESM-Rettungsfonds der 
Eurozone zu verbinden. Der ESM soll 
angeschlagenen Banken aus der 
Eurozone bald direkte Finanzhilfe 
geben können. 

«Die Regelung muss einheitlich 
sein und darf nicht zur Wettbewerbs-
verzerrung für einzelne Finanzinsti-
tute führen», sagte der deutsche Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble. 
EU-Diplomaten zufolge gab es zwi-
schen Deutschland und Frankreich 
Streit darüber, wie viel Spielraum den 
Staaten bei der Anwendung der Re-
geln eingeräumt werden soll. 
Deutschland fordert besonders strik-
te Bestimmungen.

Salkhit ist der bisher einzige Windpark in der Mongolei: Davon soll es 
künftig in der mongolischen Steppe viel mehr geben.
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